
Maßnahmegesetzvorbereitungsgesetz MgvG

Gesetz zur Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz 
im Verkehrsbereich

Gesetzentwurf, Urheber: Bundesregierung, Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (federführend), Bundesminister Scheuer

Inhalt 
Beschleunigung der Umsetzung von Verkehrsinfrastrukturprojekten: 
verfahrensmäßige Grundlage für die Genehmigung von 12 Infrastrukturvorhaben in den Bereichen 
Schiene und Wasserstraße 
durch den Deutschen Bundestag durch Maßnahmengesetze anstatt behördlicher Verwaltungsakte;
Verordnungsermächtigung

Bezug: Vereinbarungen im Koalitionsvertrag zur Schaffung von Baurecht 
durch einzelne Maßnahmengesetze, Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung 
zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050

Nähere Details zum Stand des Gesetzgebungsverfahrens:
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2552/255234.html

Telgte, d. 13.02.2020 – Christian Herkt-Bruns
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Die durch das MgvG betroffenen Bauvorhaben sind:

1. Ausbau der Eisenbahnstrecke von München über Mühldorf nach Freilassing,
2. Ausbau der Eisenbahnstrecke von Hof über Marktredwitz und Regensburg nach Obertraubling,
3. Ausbau der Eisenbahnstrecke von Magdeburg nach Halle,
4. Neubau der Kurve von Mönchehof nach Ihringshausen

im Rahmen des Ausbaus der Eisenbahnstrecke von Paderborn nach Halle,
5. Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke von Geithain nach Chemnitz 

im Rahmen des Ausbaus der Eisenbahnstrecke von Leipzig nach Chemnitz,
6. Ausbau der Eisenbahnstrecke von Hannover nach Bielefeld,
7. Ausbau der Eisenbahnstrecke von der Grenze D/NL über Kaldenkirchen, Viersen und Rheydt nach Odenkirchen,
8. Fahrrinnenanpassung der Außenweser,
9. Abladeoptimierung der Fahrrinnen des Mittelrheins,
10.Fahrrinnenvertiefung des Untermains bis Aschaffenburg,
11. Vertiefung des Nord-Ostsee-Kanals sowie
12. Ausbau des Wesel-Datteln-Kanals bis Marl und den Ersatzneubau der „Großen Schleusen“ 

sowie die Brückenhebung bei diesem Ersatzneubau.
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Auswirkungen des MgvG auf die Möglichkeiten der Mitwirkung der 
Öffentlichkeit - Mitgestaltung bei Bauvorhaben durch Bürgerinitiativen (1) 

„Im Eilverfahren soll schon zum 31.1.2020 (!) das auf
zwölf Bauvorhaben bezogene Maßnahmegesetzvorbereitungsgesetz, kurz
MgvG,

vom Bundestag verabschiedet werden, was die Arbeit vieler Bürgerinitiativen zunichte machen 
wird.
In §5(1) des MgvGs heißt es dort, dass die betroffene Öffentlichkeit nur noch unterrichtet und 
angehört werden muss! Für ein Ja oder Nein ist es dann zu spät! Es wird keine 
Einwandmöglichkeiten mehr geben! Nicht von Bürgern, nicht von betroffenen Institutionen, nicht 
von großen Verbänden! So wird z.B. das Umweltverbandsklagerecht außer Kraft gesetzt.“ *)

*) Entnommen eines Textes zum Aufruf einer Petition der Bürgerinitiative BI-Auethal, Sprecherin: Sivia Baer
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Ein weiterer wichtiger Punkt des Gesetzes ist der Ermächtigungsparagraf des 
MgvG. Dort heißt es: §11 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 
für Änderungen des Maßnahmengesetzes. 
Das bedeutet, Teile des bereits erfassten Bauvorhabens können ohne 
Weiteres geändert werden:
Zitat §11 (1): „Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 

Bundesrates das Maßnahmengesetz zu ändern, wenn nach Inkrafttreten des 

Maßnahmengesetzes Tatsachen bekannt werden, die der Ausführung des 

Verkehrsinfrastrukturprojektes oder von Teilen des 

Verkehrsinfrastrukturprojektes nach den getroffenen Festsetzungen 

entgegenstehen. Die hiervon betroffenen öffentlichen und privaten Belange 

sind zu ermitteln und gegeneinander abzuwägen. Die Grundzüge des 

Maßnahmengesetzes dürfen nicht geändert werden.“

Auswirkungen des MgvG auf die Möglichkeiten der Mitwirkung 
der Öffentlichkeit – Mitgestaltung bei Bauvorhaben durch Bürgerinitiativen (2) 
Ermächtigungsparagraph §11
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Zusammenfassung: 

Der Deutsche Anwaltverein lehnt die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf verbundene 
Richtungsentscheidung – an sich planfeststellungsbedürftige Pilotprojekte per Gesetz statt 
durch behördlichen Verwaltungsakt zu genehmigen – ab. 
Das Ziel, Planungsentscheidungen zu volkswirtschaftlich benötigten Strukturprojekten im 
Interesse rascher Entscheidungsfindung einer Verwaltungsentscheidung zu entziehen, mag 
im Zuge des Einheitsprozesses vor Jahrzehnten geboten und verfassungsrechtlich 
gerechtfertigt gewesen sein, die Rechtsprechung des BVerfG zur „Südumfahrung Stendal“ 
kann allerdings keine Blaupause dafür sein, einen genehmigungsrechtlichen 
Paradigmenwechsel vorzubereiten. 

Der Deutsche Anwalt Verein DAV lehnt Paradigmenwechsel – planfeststel-
lungsbedürftige Pilotprojekte per Gesetz statt durch Verwaltungsakt zu 
genehmigen – ab.

Nähere Details: Stellungnahmen vom 25.11.2019 11.29 
https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-47-19-genehmigungsbeschleunigungsgesetz
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Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, dass mit dem Gesetzentwurf das Ziel verfolgt wird, die 
Akzeptanz in der Bevölkerung bei großen Verkehrsinfrastrukturprojekten zu erhöhen und, mit Blick 
auf das Klimapaket 2030 der Bundesregierung, umweltfreundlichere Verkehrsträger zu stärken. Er 
hält allerdings das dafür vorgesehene Instrument von Maßnahmengesetzen auch unter 
Einbeziehung der damit einhergehenden verfassungsrechtlichen und weiteren rechtlichen 
Bedenken für nicht geeignet. Der Bundesrat lehnt den Gesetzentwurf deswegen ab (Stand 20. Dez. 
2019).

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 144. Sitzung am 31. Januar 2020 aufgrund der 
Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur –
Drucksache 19/16907 – den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im Verkehrsbereich 
(Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz – MgvG) – Drucksachen 19/15619, 19/16405 –mit 
beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen (Stand 31. Jan. 2020).

Stand des Gesetzgebungsverfahrens (1)

Nähere Details: http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/bt?rp=http%3A%2F%2Fdipbt.bundestag.de%2Fdip21.web%2FsearchProcedures%2Fsimple_
search_list.do%3FselId%3D255234%26method%3Dselect%26offset%3D0%26anzahl%3D20%26sort%3D3%26direction%3Ddesc%26showAllDesc%3Dall
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Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheitempfiehlt dem 
Bundesrat, zu dem Gesetz gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes die Einberufung 
des Vermittlungsausschusses mit dem Ziel der grundlegenden Überarbeitung des 
Gesetzes zu verlangen (Stand 05. Feb. 2020)

Stand des Gesetzgebungsverfahrens (2)

Empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Sitzung des Bundesrates am 14. Februar 2020
Beschluss des Bundesrats abwarten

Weitere Schritte für das Gesetzesvorhaben
- Gründliche Überarbeitung des Gesetzentwurfs im Vermittlungsausschuss
- Unterzeichnung des Gesetzes durch Bundespräsidenten und Inkrafttreten des Gesetzes
- Klage vor Bundesverfassungsgericht
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Wertungen - Schlussfolgerungen

- Die Öffentlichkeit empfindet es all zu oft, dass Planungs- und Bauvorhaben sehr viel Zeit und Ressourcen
benötigen. Daher ist ein Gesetzt, welches der Beschleunigung von Planungsvorhaben dient, unbedingt
geboten.

- Der zur Abstimmung im Bundesrat anstehende Gesetzentwurf Maßnahmegesetzvorbereitungsgesetz
MgvG ist in der bisherigen Form auch nach diversen Änderungsanträgen nicht geeignet,

Bauvorhaben nebst Planungsprozessen zu beschleunigen,
die Akzeptanz in der Öffentlichkeit an Infrastrukturmaßnahmen zu steigern 
(vgl. Mitwirkung der Öffentlichkeit § 5)
Mitgestaltungsmöglichkeiten von z.B. Bürgerinitiativen werden stark gebremst! 

- Das Gesetz ermöglicht es per Bundestagsentscheid, ein, bzw. mehrere Bauprojekte im Infrastrukturbereich 
ohne Beteiligung von Planungsbehörden und der Öffentlichkeit am Bundesrat vorbei 
zu genehmigen (vgl. Ermächtigungsparagraph § 11).

- Der Deutsche Anwaltsverein lehnt den Gesetzesentwurf wegen hoher verfassungsrechtlicher Bedenken ab.

- Der Ausschuss für Umwelt, Natur und nukleare Sicherheit schlägt eine gründliche Überarbeitung 
im Vermittlungsausschuss vor.



Telgte, d. 13.02.2020

https://www.change.org/search?q=Ma%C3%9Fnahmegesetzvorbereitungsgesetz

Reaktionen – Weitere Aktivitäten
1. Unterstützung Nein zum MgvG durch Petition

2. Verfolgung der Abstimmung über das MgvG im Bundesrat am 14.02.2020 (morgen!)

3. Ggf. Verhandlungen im Vermittlungsrat zum Thema „Überarbeitung des MgvGs“ verfolgen

4. Ggf. Kontaktaufnahme zum Deutschen Anwaltsverein 
Verfolgung und Mitgestaltung einer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht

5. Weitere Vorschläge – Diskussion im Kreis BI B51 Telgte – Weiteres Vorgehen abstimmen
z.B. Aufgabe: Scout, der die Front der Gesetzesbildung hinsichtlich einer Beschränkung 
von Einwirkungsmöglichkeiten von Verbänden und Bürgerinitiativen beobachtet.
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Aktive Auetaler*innen protestieren in Berlin gegen das Bauen 
per Gesetz

BI Auetal – Berlin 30. Jan. 2020 bei der Überreichung der Petion gegen das MgvG
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Wir waren in Berlin! Was passiert jetzt?

Am 30.1.2020 waren wir in Berlin und haben am Brandenburger Tor unseren Protest gegen das MgvG kundgetan. Dank Eurer 

Unterstützung und dem Team von Change.org konnten wir die Petition „Stoppt das MgvG!“ mit nahezu 35.000 Stimmen direkt 

am Bundestag der Abgeordneten Marja-Liisa Völlers (SPD) übergeben. Und die Botschaft ist angekommen.

In der Bundestagsdebatte vom 31.1. vor der Abstimmung zum Maßnahmegesetzvorbereitungsgesetz (MgvG) sagte Mathias Stein 

(SPD) unter anderem zum Thema Bürgerbeteiligung:

„Den Betroffenen, auch diejenigen, die gestern am Brandenburger Tor gegen dieses Gesetz demonstriert haben, sage ich: nutzen 

Sie diese Chance für sich und Ihre Region. Sie können eine ganze Menge erreichen.“

Dagegen gestimmt haben die Abgeordneten Marja-Liisa Völlers (SPD), Wiebke Esdar (SPD), Stefan Schwartze (SPD), Achim 

Post (SPD) und Maik Beermann (CDU), sowie die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.

Doch leider wurde trotz aller Kritikpunkte im Bundestag für das MgvG gestimmt. Das ist zunächst sehr traurig; denn dadurch 

wurde der anstehende Richtungswechsel für mehr Achtsamkeit oberflächlich gesehen vereitelt.

Je mehr wir uns mit dem Thema MgvG befassen, desto undurchsichtiger und unüberschaubarer wird das Ganze. So habe ich Euch 

hier einmal die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 29.1.2020 verlinkt: 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/169/1916907.pdf

Das ist alles sehr schwer zu erfassen. An einigen Stellen wird der Eindruck erweckt, dass auf die Kritikpunkte Bürgerbeteiligung

und Klagerecht eingegangen werden soll. Auch die Vereinbarkeit mit der Aarhus-Konvention wird angesprochen. Die endgültige 

Fassung des Gesetzestextes liegt noch nicht vor.

Bleibt das Problem der Gewaltenteilung - Gesetzgebung (Legislative), Gesetzausführung (Exekutive) und Rechtsprechung 

(Judikative) scheinen sich hier zu vermengen. 

Petition gegen das MgvG – Protestkundgebung in Berlin
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§ 5 

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 

Der Träger des Vorhabens hat die betroffene Öffentlichkeit frühzeitig zu unterrichten über

1. die Ziele des Verkehrsinfrastrukturprojektes, 
2. die Mittel, die erforderlich sind, um das Verkehrsinfrastrukturprojekt zu verwirklichen, und 
3. die voraussichtlichen Auswirkungen des Verkehrsinfrastrukturprojektes. 
Er hat der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung zu geben. 
Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung findet vor Stellung des Antrags auf Durchfüh-
rung eines vorbereitenden Verfahrens statt. 
Das Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ist der betroffenen Öffentlich-
keit und der zuständigen Behörde spätestens mit der Stellung des Antrags auf Durchfüh-
rung eines vorbereitenden Verfahrens, im Übrigen unverzüglich mitzuteilen. 

Auswirkung auf die Mitwirkung der Öffentlichkeit – Wortlaut von § 5 des MgvG


